
Aktenzeichen: 1 AZR 721/87 
Bundesarbeitsgericht 1. Senat

I. Arbeitsgericht 
Reutlingen

Urteil vorn 8. November 1988
- 1 AZR 721/87 -
Urteil vom 11. November 1986
- 2 Ca'296/86 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 1. April 1987
Baden-Württemberg - 2 Sa 144/86 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Auslegung eines Sozialplans

Gesetz: BetrVG § 112; KO § 146; ArbGG §§ 4, 101

Leitsatz:
Wird nach Eröffnung des Konkursverfahrens allen Ar­
beitnehmern des Betriebes vom Konkursverwalter vor­
sorglich fristgemäß gekündigt und vereinbaren die Be­
triebspartner einen Sozialplan, nach dem die Arbeitneh­
mer "als Härteausgleich für den Verlust des Arbeits­
platzes" eine Abfindung erhalten sollen, so entsteht 
für solche Arbeitnehmer kein Anspruch auf eine Abfin­
dung, die infolge der Kündigung nicht aus dem Betrieb 
ausscheiden, sondern unbefristet weiterbeschäftigt wer­
den.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


1 AZR 721/87
2 Sa 144/86 Baden-Württemberg
Verkündet am 
8. November 1988
Zeuner,
Aratsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 8. November 1988 durch den Prä­
sidenten Professor Dr. Kissel, die Richter Matthes und Dr. 
Weller sowie die ehrenamtlichen Richter Koerner und Rösch
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für Recht erkannt:

-  2 -

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg vom
1. April 1987 - 2 Sa 144/86 - in der Kostenent­
scheidung und insoweit aufgehoben, als das Lan­
desarbeitsgericht eine Abfindungsforderung des 
Klägers in Höhe von 4.079,99 DM zur Konkursta­
belle festgestellt hat. Auch insoweit wird die 
Berufung des Klägers gegen das Urteil des Ar­
beitsgerichts Reutlingen vom 11. November 1986 
- 2 Ca 296/86 - zurückgewiesen.

Die Kosten der Berufung und der Revision trägt
der Kläger.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der damals 34jährige Kläger war seit April 1970 bei der Fir­
ma C. C. E KG als Arbeiter beschäftigt. Uber das Vermögen
dieser Firma wurde am 30. Juli 1982 das Konkursverfahren eröffnet 
und der Beklagte zum Konkursverwalter bestellt.

Am 15. Oktober 1982 kündigte der Beklagte dem Kläger und 
allen übrigen rd. 250 Arbeitnehmern fristgemäß, dem Kläger zum
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31. März 1983. Ira Kündigungsschreiben heißt es:

"Hiermit kündige ich Ihr Arbeitsverhältnis laut ge­
setzlicher Kündigungsfrist ordentlich zum 31• März 
1933. .•• Im Rahmen des Konkursverfahrens ist vor­
gesehen, den Betrieb vorläufig zum 31. März 1983 
sukzessiv zu liquidieren.
Ich bestätige hiermit, daß sämtliche Mitarbeiter, 
die durch eine ordentliche Kündigung des Konkurs­
verwalters aus dem Betrieb ausscheiden, in einem 
noch zu erstellenden Sozialplan berücksichtigt wer­
den ."

Am 10. Februar 1983 vereinbarten der Kläger und der Beklagte 
eine befristete Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses bis zum 30. 
Juni 1983. Zu einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses kam es am 
30. Juni 1983 nicht, der Kläger wurde vielmehr weiterbeschäftigt, 
und die Parteien vereinbarten am 14. Dezember 1983 ab dem 1. Ja­
nuar 1984 ein unbefristetes Arbeitsverhältnis auf der Basis des 
alten ArbeitsVertrages. Der Kläger ist am 12. April 1985 aufgrund 
eigener Kündigung aus dem Betrieb ausgeschieden, nachdem er bei 
der Firma B. eine neue Arbeitsstelle gefunden hatte.

Im Jahre 1983 kam es zur Aufstellung eines Sozialplans durch 
den Spruch einer vom Betriebsrat angerufenen Einigungsstelle. In 
diesem Sozialplan heißt es u.a. wie folgt:

" 1. Ursache des Sozialplans
Uber die Firma C. C. E KG wurde ••• der
Anschlußkonkurs eröffnet. Im Zuge dieser Kon­
kursabwicklung wird der Betrieb geschlossen. 
Dadurch verlieren seit Vergleichseröffnung alle 
Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz . . .

2. Ziel des Sozialplans
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Als Härteausgleich für den Verlust der Arbeits­
plätze schließen der Konkursverwalter ... und 
der Betriebsrat ... folgenden Sozialplan ab:

3. Geltungsbereich
Die Regelung dieses Sozialplans gilt für alle Ar­
beitnehmer, die am 25.06.82 ... in einem vom Ar­
beitnehmer ungekündigten Arbeitsverhältnis zu der 
Firma standen.
3.1
Keine Ansprüche aus diesem Sozialplan haben:
3.2
Arbeitnehmer, die ... Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung beziehen oder denen mit Wirkung 
bis zum Ende des Beschäftigungsverhältnisses ... 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung be­
willigt wird.
3.3
Arbeitnehmer, denen nach dem 25.06.1982 ... rechts­
wirksam außerordentlich gekündigt wurde.

4. Abfindungsbetrag
Der Abfindungsbetrag für den einzelnen Arbeitneh­
mer setzt sich zusammen aus einer Rechenformel ...

5. Ausgleich für Vermögensbildung
« o »

6. JubiläumsZuwendung

7. Fälligkeit der Abfindungen
Die Leistungen aus diesem Sozialplan werden in Höhe 
von 50 % fällig zum 30. 11.1983, in Höhe von restli­
chen 50 % zum 31.05.1984. ...

8. Härtefonds
Es wird zusätzlich ein Härtefonds gebildet, der be­
sondere Härten für die von der Schließung der Firma 
betroffenen Arbeitnehmer mildern soll. ...
Uber die Verwendung der Mittel entscheidet der Be-
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triebsratsVorsitzende im Einvernehmen mit dem Kon­
kursverwalter. Kann bei Meinungsverschiedenheiten 
über die Anwendung und Auslegung des Sozialplans 
keine Einigung zwischen dem Konkursverwalter einer­
seits und dem Betriebsrat andererseits erzielt wer­
den, so entscheidet der Richter am Arbeitsgericht 
L. J. (der Vorsitzende der Einigungsstelle) verbind­
lich."

Der Konkursverwalter veräußerte am 3« April 1985 mit Wir­
kung zum 1. Mai 1985 den Betrieb an die Firma C. C. E GmbH
& Co. Maschinenfabrik KG, die die in diesem Zeitpunkt bei der 
Firma noch beschäftigten Arbeitnehmer übernahm. Die zwischenzeit­
lich aus dem Betrieb ausgeschiedenen Arbeitnehmer haben die im 
Sozialplan vereinbarten Leistungen erhalten.

In der Folgezeit verlangte der Kläger vom Beklagten die Zah­
lung einer Abfindung. Als der Beklagte dies mit Schreiben vom 29. 
Oktober 1985 ablehnte, hat der Kläger am 23« Juni 1986 einen Be­
trag von 4.079,99 DM als Sozialplanforderung mit dem Rang nach 
§ 61 Abs. 1 Nr. 1 KO zur Konkurstabelle angemeldet. Diese Forde­
rung hat der Beklagte im Prüfungstermin vom 24. Juni 1987 be­
stritten. Darüber hinaus ist der Kläger der Ansicht, daß der Be­
klagte ihm eine Abfindung nach § 113 Abs. 3 BetrVG zahlen müsse, 
da er den Betrieb ohne den Versuch eines Interessenausgleichs 
stillgelegt habe. Er hat daher vor dem Arbeitsgericht beantragt,

1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn 
4.079,99 DM nebst 4 % Zinsen seit dem
1. Februar 1986 zu zahlen,

hilfsweise
festzustellen, daß dem Kläger eine For­
derung in Höhe von 4.079,99 DM mit dem
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Rang nach § 61 Abs. 1 Nr. 1 KO nach Maß­
gabe des Gesetzes über den Sozialplan 
im Konkurs- und Vergleichsverfahren als 
Sozialplanforderung zusteht,

2. den Beklagten zu verurteilen, an ihn eine 
Abfindung in Höhe von mindestens 12.000,-- 
DM zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Er ist der Ansicht, dem Kläger stehe ein Anspruch aus dem 
Sozialplan und auf eine zusätzliche Abfindung nicht zu, da der 
Kläger seinen Arbeitsplatz nicht infolge einer Betriebsänderung 
verloren habe.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat auf die Berufung des Klägers einen Anspruch auf 
eine Abfindung aus dem Sozialplan in Höhe von 4.079,99 DM mit dem 
Rang nach § 61 Abs. 1 Nr. 1 KO nach Maßgabe des Gesetzes über den 
Sozialplan im Konkurs- und Vergleichsverfahren zur Konkurstabelle 
festgestellt und im übrigen die Berufung zurückgewiesen. Mit der 
zugelassenen Revision verfolgt der Beklagte die Abweisung der 
Klage auch hinsichtlich der festgestellten Forderung, während der 
Kläger um Zurückweisung der Revision bittet.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision des Beklagten ist begründet. Dem Kläger steht 
ein Anspruch aus dem Sozialplan nicht zu.

I. Die Klage auf Feststellung der Sozialplanforderung zur Kon-
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kurstabeile ist nach § 146 KO zulässig. Die vom Landesarbeitsge­
richt noch erörterten Bedenken gegen die Zulässigkeit sind ent­
fallen, nachdem der Beklagte die angemeldete Forderung am 24.
Juni 1987 bestritten hat.

II. Die Klage ist jedoch nicht begründet.

1. Das Landesarbeitsgericht hat einen Anspruch des Klägers auf 
eine Abfindung aus dem Sozialplan mit der Begründung bejaht, daß 
der Kläger nicht unter denjenigen Personenkreis falle, der nach 
Ziff. 3 des Sozialplans von Leistungen aus dem Sozialplan ausge­
schlossen sei. Zwar habe der Kläger durch die Betriebsänderung 
seinen Arbeitsplatz nicht verloren, das sei aber nach dem Sozial­
plan nicht Voraussetzung für einen Abfindungsanspruch. Sinn und 
Zweck des Sozialplans sei nicht ausschließlich ein Ausgleich für 
den Verlust des Arbeitsplatzes gewesen, die Zweckbestimmung eines 
Sozialplans gehe vielmehr kraft Gesetzes weiter. In einem Sozial­
plan können Abfindungen für den Verlust des Arbeitsplatzes auch 
ohne Rücksicht darauf vereinbart werden, ob der einzelne Arbeit- 
nenmer als Folge einer Betriebsänderung tatsächlich einen wirt­
schaftlichen Nachteil erleide. Der Sozialplan sei zu einer Zeit 
abgeschlossen worden, als die geplante Betriebsstillegung noch 
nicht durchgeführt worden sei. Es seien Abfindungen als Ausgleich 
für die zu erwartenden Nachteile vereinbart worden. Darauf, ob 
diese Nachteile tatsächlich eingetreten seien, komme es nicht an.

Damit hat das Landesarbeitsgericht den Inhalt der Sozial­
planregelung verkannt.
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2, Nach dem Sozialplan haben einen Anspruch auf Abfindung nur 
solche Arbeitnehmer, die infolge der geplanten Betriebsänderung 
aus dem Betrieb ausscheiden und ihren Arbeitsplatz verlieren.

a) Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
sind Betriebsvereinbarungen wie Tarifverträge und diese wiederum 
wie Gesetze auszulegen. Das gilt auch für die Auslegung eines 
Sozialplans, der ebenfalls eine Betriebsvereinbarung ist (BAG 
Urteil vom 27. August 1975 - 4 AZR 454/74 - AP Nr. 2 zu § 112 
BetrVG 1972). Danach ist maßgeblich auf den im Wortlaut der Be­
triebsvereinbarung zum Ausdruck gelangten Willen der Betriebs­
partner abzustellen und der von diesen beabsichtigte Sinn und 
Zweck der Regelung zu berücksichtigen, soweit diese in den Rege­
lungen der Betriebsvereinbarung bzw. des Sozialplans noch ihren 
Niederschlag gefunden haben (BAG Urteil vom 11. Juni 1975, BAGE 
27, 187 = AP Nr. 1 zu § 77 BetrVG 1972 Auslegung). Danach obliegt 
die Auslegung einer Betriebsvereinbarung auch dem Revisionsge­
richt. Eine vom Landesarbeitsgericht vorgenommene Auslegung ist
- anders als bei der Auslegung von Willenserklärungen - für das 
Revisionsgericht nicht bindend.

b) Diese Auslegung des Sozialplans ergibt, daß einen Anspruch 
auf Leistungen aus dem Sozialplan nur diejenigen Arbeitnehmer 
haben sollten, die ihren Arbeitsplatz verlieren, soweit sie nicht 
zu den in den Nr. 3-2 und 3*3 genannten Arbeitnehmern gehören. 
Nach Nr. 1 des Sozialplans sind die Betriebspartner davon aus­
gegangen, daß im Zuge der Konkursabwicklung der Betrieb ge-
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schlossen wird und dadurch alle Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz 
verlieren. Die Betriebspartner haben daher nach Nr. 2 des So­
zialplans als "Härteausgleich für den Verlust des Arbeitsplatzes" 
den Sozialplan abgeschlossen. Sie haben in Nr. 5 und 6 verein­
bart, daß vermögenswirksame Leistungen und Jubiläumszuwendungen 
auch noch nach dem Ausscheiden aus der Firma bzw. nach der Be­
endigung des Arbeitsverhältnisses bis zu einem später liegenden 
Zeitpunkt gezahlt werden.

Diesem Zweck des Sozialplans entspricht es auch, daß der 
Beklagte schon bei der Kündigung aller Arbeitsverhältnisse darauf 
hingewiesen hat, daß sämtliche Mitarbeiter, die durch eine or­
dentliche Kündigung des Konkursverwalters aus dem Betrieb aus- 
scheiden, in einem noch zu erstellenden Sozialplan berücksichtigt 
werden.

c) Diesem Verständnis des Sozialplans steht die vom Landesar­
beitsgericht zur Begründung seiner Entscheidung angezogene Ent­
scheidung des Senats vom 23. April 1985 (BAGE 48, 294 = AP Nr. 26 
zu I 112 BetrVG 1972) nicht entgegen. Wenn der Senat in dieser 
Entscheidung ausgesprochen hat, daß die Einigungsstelle, wenn sie 
einen Sozialplan erst geraume Zeit nach der Durchführung der Be­
triebsstillegung beschließt, bei der Bemessung der Sozialplanlei­
stungen auf die wirtschaftlichen Nachteile der entlassenen Ar­
beitnehmer abstellen kann, mit denen im Zeitpunkt der Betriebs­
stillegung typischerweise zu rechnen war und nicht zu berücksich­
tigen brauche, daß einzelne Arbeitnehmer diese Nachteile tatsäch­
lich nicht erlitten haben, so besagt dies nichts für die Ausle-
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gung des hier allein maßgebenden Sozialplans, den die Einigungs­
stelle im Jahre 1983 beschlossen hat. Dieser Sozialplan ist zu 
einer Zeit aufgestellt worden, als die Betriebsänderung noch 
nicht durchgeführt war. Die Betriebspartner bzw. die Einigungs­
stelle sind dabei davon ausgegangen, daß entsprechend der damali­
gen Absicht des Konkursverwalters, den Betrieb sukzessive still­
zulegen, alle Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verlieren werden. 
Sie haben daher im Sozialplan den Ausgleich der wirtschaftlichen 
Nachteile aus diesem erwarteten Verlust des Arbeitsplatzes gere­
gelt. Wenn es infolge der späteren Entwicklung nicht dazu gekom­
men ist, daß alle Arbeitnehmer ihren Arbeitsplatz verloren haben, 
vielmehr ein großer Teil der Arbeitnehmer, wie auch der Kläger, 
ohne Unterbrechung weiterbeschäftigt wurden, so hat das lediglich 
zur Folge, daß Anspruchsvoraussetzungen für Leistungen aus dem 
Sozialplan nicht entstehen konnten, nicht aber führt diese Ent­
wicklung der Dinge dazu, daß nunmehr die Regelungen im Sozialplan 
dahin verstanden werden müssen, daß alle Arbeitnehmer so zu be­
handeln seien, als hätten sie im Laufe der Abwicklung des Kon­
kursverfahrens ihren Arbeitsplatz verloren.

d) An der Auslegung ist der Senat auch durch die in Nr. 8 des 
Sozialplans enthaltene Regelung nicht gehindert, wonach der Vor­
sitzende der Einigungsstelle verbindlich entscheidet, wenn unter 
den Betriebspartnern Streit über die Auslegung des Sozialplans 
entsteht. Diese Bestimmung ist zumindest insoweit unwirksam, als 
sie auch Meinungsverschiedenheiten zwischen Arbeitnehmern und dem 
Beklagten Uber die Auslegung des Sozialplans der verbindlichen 
Entscheidung des Vorsitzenden der Einigungsstelle unterwirft. Mit

- 1 1 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 1 1 -

einem solchen Inhalt ist diese Klausel eine Schiedsabrede, die 
nach § 4 ArbGG unzulässig ist (Urteil des Senats vom 27. Oktober 
1987 - 1 AZR 80/86 - AP Nr. 22 zu § 76 BetrVG 1972).

3. Der Kläger hat im Zuge der Abwicklung des Konkursverfahrens 
seinen Arbeitsplatz nicht verloren. Zwar ist dem Kläger zunächst 
wie allen übrigen Arbeitnehmern fristgerecht gekündigt worden, 
die Parteien haben dann jedoch noch vor Ablauf der Kündigungs­
frist eine zunächst befristete Fortsetzung des Arbeitsverhält­
nisses vereinbart und schließlich am 14. Dezember 1983 verein­
bart, daß das Arbeitsverhältnis unbefristet fortgesetzt werden 
soll. Die vom Konkursverwalter zur Abwicklung des Konkursverfah­
rens vorgenommenen Maßnahmen haben daher nicht zu einer Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses und daher auch nicht zum Verlust 
des Arbeitsplatzes des Klägers geführt.

Dieses unbefristete ArbeitsVerhältnis auf der Grundlage der 
bisherigen Vertragsbedingungen hat erst durch die Kündigung des 
Klägers zum 12. April 1985 sein Ende gefunden. Diese Kündigung 
beruhte nicht mehr auf der vom Beklagten'im Oktober 1982 ausge­
sprochenen Kündigung des Arbeitsverhältnisses und der dadurch 
hervorgerufenen Ungewißheit über den Fortbestand des Arbeitsver­
hältnisses . Diese Ungewißheit war spätestens mit der Vereinbarung 
eines unbefristeten Arbeitsverhältnisses im Dezember 1983 besei­
tigt worden. Der Kläger hat in der Folgezeit in diesem unbefri­
steten Arbeitsverhältnis mehr als ein Jahr gearbeitet. Daß er 
während dieser Zeit um den gesicherten Fortbestand des Arbeits­
verhältnisses nach wie vor fürchten mußte, ist nicht ersichtlich.
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Tatsachen dafür sind vom Kläger nicht vorgetragen worden. Er hat 
vielmehr selbst vorgetragen, daß er schon vor dem Bekanntwerden 
des Verkaufs des Betriebes die neue Arbeit bei der Firma B. ge­
funden habe. Seine Kündigung beruhte daher auch nicht auf der 
Betriebsveräußerung durch den Beklagten.

Damit steht dem Kläger ein Anspruch auf eine Abfindung aus 
dem Sozialplan nicht zu. Die Revision des Beklagten ist daher 
begründet.

Die Kosten der Berufung und der Revision hat nach § 97 ZPO 
der Kläger zu tragen.

Koerner Rösch
Dr. Kissel Matthes Dr. Weller
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